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Der Menschenrechtsausschuss (Com-
mittee on Civil and Political 
Rights – CCPR) hielt im Jahr 2022 

die üblichen drei Tagungen (134. Ta­
gung: 28.2.–25.3.; 135. Tagung: 27.6.–
27.7.; 136. Tagung: 10.10.–4.11.) ab. 
Der Ausschuss wacht über die Einhal­
tung des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte (In-
ternational Covenant on Civil and Poli-
tical Rights – ICCPR; Zivilpakt). Der Zi­
vilpakt hat zwei Fakultativprotokolle: 
Das erste eröffnet die Möglichkeit eines 
Individualbeschwerdeverfahrens von Per­
sonen gegen einen Mitgliedstaat. Das 
zweite verfolgt die Abschaffung der To­
desstrafe. Während der regelmäßigen Ta­
gungen beschäftigt sich der CCPR mit 
den turnusmäßigen Berichten von Mit­
gliedstaaten, die über die Umsetzung 
des Vertrags informieren, sowie mit In­
dividualbeschwerden. Alle Tagungen 
wurden größtenteils wieder vor Ort in 
Genf durchgeführt.

Der Zivilpakt hat im Jahr 2022 un­
verändert 173 Mitgliedstaaten. Auch die 
Anzahl der Mitgliedstaaten des ersten 
Fakultativprotokolls bleibt bei 116. Dem 
zweiten Fakultativprotokoll ist im Be­
richtszeitraum ein Staat beigetreten. Ka­
sachstan hat nach der Unterschrift des 
Protokolls im Jahr 2020 dieses im 
März 2022 ratifiziert. Damit ist die An­
zahl der Mitgliedstaaten des zweiten Fa­
kultativprotokolls auf 89 gestiegen.

Die 134. Tagung 

Die Frühjahrstagung befasste sich mit 
den Staatenberichten von Bolivien, Kam­
bodscha, Irak, Israel und Katar. Bei­
spielsweise werden die Berichte von Is­
rael und Katar vorgestellt.

Israel legte seinen fünften periodi­
schen Bericht vor. Der Menschenrechts­
ausschuss hob drei Maßnahmen positiv 
hervor: den Beschluss für mehr arabi­
sche Repräsentation in privaten und öf­
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fentlichen Sektoren, die Aufnahme von 
rassistischen Motiven als erschwerender 
Umstand des Tatbestands Mord und die 
Zusage kostenlosen Rechtsbeistands für 
Opfer sexueller Gewalt. Der CCPR kri­
tisierte hingegen deutlich und wieder­
holt Israels Politik bezüglich der palästi­
nensischen Bevölkerung. Unter anderem 
kommentierte er die Menschenrechts­
verletzungen, die mit der Siedlungs-, Be­
setzungs- und Blockierungspolitik der 
Golan-Höhen, Ost-Jerusalems, des West-
Jordanlands und des Gaza-Streifens ein­
hergehen, sowie Israels Weigerung, die 
Menschenrechtsverträge auf besetzten 
Gebieten anzuwenden. Zudem kritisier­
te der Menschenrechtsauschuss anhal­
tende Menschenrechtsrechtsverletzun­
gen und Diskriminierungen der arabi- 
schen Bevölkerung, unter anderem 
durch exzessive tödliche Gewalt, Ein­
schränkung der Bewegungsfreiheit oder 
willkürliche Festnahmen und deren man­
gelhafte Aufklärung. Zuletzt kommen­
tierte der Ausschuss Israels mangelhafte 
Behandlung von geflüchteten Menschen 
und Asylsuchenden und den verbesse­
rungsbedürftigen Umgang von Gewalt 
gegen Frauen. 

Der CCPR beschäftige sich mit Katars 
erstem periodischen Bericht. Er hob 
Maßnahmen für Arbeiterinnen und Ar­
beiter, insbesondere ausländische, po­
sitiv hervor. Dennoch kritisierte der 
Ausschuss deren Umstände im Rahmen 
der Fußballweltmeisterschaft im Jahr 
2022 – vor allem die berichteten hohen 
Todesfälle, die Ausnutzung und Miss­
handlungen. Die Umsetzung des Zivil­
pakts spiegelt sich im nationalen Vor­
rang von Scharia-Recht und den Vor- 
behalten wider. Konkret kommentiert der 
Ausschuss anhaltende Menschenrechts­
verletzungen in dem Golfstaat: Zum Bei­
spiel existierten Einschränkungen der 
Religionsfreiheit in der Kriminalisierung 
von Gotteslästerung, Religionswechsel 
oder Missionieren, der Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit sowie von gene­

rellen Freiheitsrechten in der Kriminali­
sierung von Ehebruch oder Alkoholkon­
sum. Außerdem gebe es Mängel in der 
Unabhängigkeit der Justiz, prozessua­
len Garantien und Berichte von Folter, 
vor allem im Kontext von Antiterroris­
musmaßnahmen. Zuletzt kritisierte der 
CCPR die Lage von Frauen in Katar. Er 
verurteilte die vorherrschende Gewalt 
gegen sie und patriarchale Stereotypen. 
Es fehle die Kriminalisierung von häus­
licher Gewalt und Vergewaltigung in 
der Ehe. Weiterhin seien Frauen zu we­
nig im öffentlichen Leben präsent. 

Die 135. Tagung

Der Menschenrechtsausschuss beschäf­
tigte sich mit den Staatenberichten von 
Georgien, Hongkong, Irland, Luxem­
burg, Macau und Uruguay. Im Folgen­
den werden die Berichte von Hongkong 
und Irland exemplarisch vorgestellt. 

Hongkong legte seinen vierten perio­
dischen Bericht vor. Aufgrund anhal­
tender lokaler Maßnahmen im Rahmen 
der COVID-19-Pandemie fanden die 
Treffen in einem hybriden Format statt. 
Der Menschenrechtsausschuss begrüßte 
unter anderem Maßnahmen zum Dis­
kriminierungsschutz, zu Kinderrechten 
und die Einführung von Elternzeit für 
Väter. Im Gegenzug zeigte sich der 
CCPR über Maßnahmen Festlandchi­
nas besorgt, insbesondere das Gesetz 
zum Schutz der nationalen Sicherheit in 
Hongkong (Sicherheitsgesetz), die das 
›Ein Land, Zwei Systeme‹-System unter­
graben. Das Sicherheitsgesetz verletzt 
vor allem die grundlegenden Rechte und 
Freiheiten der Hongkonger Bürgerinnen 
und Bürger. Hier nennt der Ausschuss 
die Meinungsfreiheit, Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit und das Recht 
auf Privatsphäre als besonders gefähr­
det. Außerdem notierte er eine zu weit­
gehende Auslegung und willkürliche 
Anwendung des Gesetzes. Diese zeigten 
sich vor allem in der hohen Anzahl an 
Festnahmen für sogenannte ›aufrühre­
rische Straftatbestände‹. Weiterhin kom-
mentierte der Menschenrechtsausschuss 
die Verletzungen durch die Polizei etwa 
durch Gewaltanwendungen an Protes­
tierenden und Umstehenden sowie eine 
fehlende unabhängige Polizeiaufsicht.
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Der CCPR beschäftigte sich mit Ir-
lands fünften periodischen Bericht. Po­
sitiv hervorgehoben wurden unter ande­
ren die Ratifizierung des Übereinkom- 
mens über die Rechte des Kindes (Con­
vention on the Rights of the Child – 
CRC) und Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderun­
gen (Convention on the Rights of Per­
sons with Disabilities – CRPD) sowie 
die Einführung von Gesetzen im Rah­
men des Familienrechts, die Legalisie­
rung von Abtreibung oder in der Straf­
rechtspflege. Der Menschenrechtsaus- 
schuss kritisierte, dass der Pakt nicht 
teil der irischen Rechtsordnung sei, auch 
wenn die Europäische Menschenrechts­
konvention diesen Status innehat. Au­
ßerdem zeigte er sich besorgt über das 
Klima der Straflosigkeit für Menschen­
rechtsverletzungen und den Missbrauch 
im Kontext von Heimen für Kinder oder 
Frauen. Hier hob der CCPR besonders 
die sogenannten Magdalenenheime für 
unverheiratete schwangere Frauen her­
vor. Ein Fokus der abschließenden Kom­
mentare zu Irlands Bericht sind weiter­
hin bestehende Diskriminierungen, ins- 
besondere von Frauen. Die anhaltenden 
Diskriminierungen seien im Kontext der 
COVID-19-Pandemie und von Einrich­
tungen und Gefängnissen besonders be­
sorgniserregend. Der Ausschuss notierte 
Berichte vom Weiterbestehen von The­
rapien zur ›Heilung‹ von Homosexuali­

tät, die Zunahme von häuslicher Gewalt 
während der Pandemie oder mangelnde 
Schutzvorrichtung von Frauen und Mäd­
chen vor sexueller Ausbeutung und geht 
auf die intersektionale Natur der Dis­
kriminierungen ein.

Die 136. Tagung

Bei der Herbsttagung beschäftigte sich 
der Menschenrechtsausschuss mit den 
Berichten von Äthiopien, Japan, Kirgi­
sistan, Nicaragua, den Philippinen und 
Russland. Im Folgenden werden die Be­
richte von Nicaragua und Russland 
kurz präsentiert. 

Der CCPR beschäftige sich mit dem 
vierten periodischen Bericht von Nicara-
gua. Der Ausschuss lobte dessen Maß­
nahmen, etwa die Maßnahmen gegen 
häusliche Gewalt oder Menschenhandel. 
Dennoch kritisierte er systematische 
Mängel im Menschenrechtsschutz. So 
führen Korruption und Mängel in der 
Unabhängigkeit der Justiz zu fehlender 
Aufklärung von Menschenrechtsverlet­
zungen und Straffreiheit für deren Tä­
terschaft. Weiterhin adressierte er fehlen­
de prozessuale Garantien und die Lage 
in den örtlichen Gefängnissen. Diese 
seien aufgrund von Überfüllung und 
Berichten von Folter und Misshandlung 
problematisch. Auch kommentierte der 
CCPR Einschränkungen der Meinungs- 

und Versammlungsfreiheit und das Recht 
auf Privatsphäre. Staatliche Überwa­
chung würde besonders die Arbeit der 
Zivilgesellschaft behindern. Zuletzt no­
tierte der Ausschuss auch die hohen 
Vorkommnisse von Gewalt gegen Frau­
en, einschließlich der hohen Anzahl von 
Femiziden. 

Russland legte seinen achten perio­
dischen Bericht vor. Dieser sollte ur­
sprünglich in der Frühjahrstagung be­
handelt werden. Das wurde auf Bitten 
der russischen Delegation zwei Mal ver­
schoben. Der CCPR hob zwei Maßnah­
men positiv hervor: die nationale Strate­
gie für Frauen und Schutzmaßnahmen 
für Asylsuchende sowie Migrantinnen 
und Migranten während der COVID-
19-Pandemie. Kritisiert wurden Men­
schenrechtsverletzungen im russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und 
der allgemeine unzureichende und rück­
läufige Schutz von Menschenrechten in 
Russland. Bezüglich der besetzten Ge­
biete in der Ukraine einschließlich der 
Krim notierte der Menschenrechtsaus­
schuss Berichte von exzessiver Gewalt, 
Tötungen und Hinrichtungen, Folter, 
Vergewaltigungen und sexueller Gewalt, 
willkürlichen Verhaftungen und erzwun­
genen Einberufungen ins Militär. Bezüg­
lich des allgemeinen Menschenrechts­
schutzes in Russland zeigte sich der 
CCPR besorgt über fortlaufende Verfol­
gungen und Einschränkungen der Op­
position, der Presse und von Aktivistin­
nen und Aktivisten sowie über die Ein- 
schränkungen von grundlegenden Men­
schenrechten. Auch sei die fehlende 
Umsetzung und Kooperation mit inter­
nationalen Menschenrechtsorganen pro­
blematisch. Der Ausschuss kommen­
tierte die institutionalisierte Diskrimi- 
nierung und Verfolgung von lesbischen, 
schwulen, bi-, intersexuellen, queeren 
und Transgender-Menschen sowie die 
hohe Anzahl an Vorkommnissen von 
Gewalt gegen Frauen, einschließlich 
häuslicher Gewalt.


